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EU-Bericht deckt Mängel bei
Ermittlungen zu Grenzbeamten auf

EU-Bericht zeigt „Straflosigkeit“ für Beamte an
Außengrenzen auf; Menschenrechtsverletzungen bleiben

oft ungeahndet.

In einem aktuellen Bericht der Grundrechteagentur der
Europäischen Union (FRA), der in Wien präsentiert wurde, wird
ein alarmierendes Bild über die menschenrechtliche Situation an
den Außengrenzen der EU gezeichnet. Der Bericht thematisiert
nicht nur die gravierenden Vorwürfe von Gewalt und
Misshandlungen durch Grenzbeamte, sondern hebt auch die
besorgniserregende Beobachtung hervor, dass strafrechtliche
Konsequenzen für solche Handlungen oft ausbleiben.

Unterlassene Verantwortung der
Grenzbeamten

Ein zentrales Ergebnis des Berichts ist der Eindruck einer weit
verbreiteten Straflosigkeit. Zwischen 2020 und 2023 wurden
lediglich in acht Fällen Disziplinarmaßnahmen gegen Beamte in
16 EU-Ländern ergriffen. Diese Zahlen zeichnen ein Bild von
mangelndem rechtlichem Handeln, selbst bei schwerwiegenden
Vorwürfen. Insbesondere in Griechenland, wo die häufigsten
mutmaßlichen Fälle registriert wurden, gab es keine
disziplinarischen oder strafrechtlichen Konsequenzen für die
betroffenen Beamten.

Die Rolle der FRA und internationale
Organisationen



Die FRA verweist auf zahlreiche Berichte internationaler
Organisationen, die von Misshandlungen und inhumanen
Praktiken wie Pushbacks berichten. Diese Vorgänge umfassen
die illegale Zurückweisung von Schutzsuchenden an den
Grenzen, was einen klaren Bruch internationaler
Flüchtlingsnormen darstellt. Die nicht nachrichtlichen Treffen
mit Betroffenen und die Anrufung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte statt nationaler Gerichte sind Indikatoren
für das Fehlen eines funktionierenden nationalen
Rechtssystems.

Dringender Handlungsbedarf und
Forderungen

In Anbetracht der angespannten Situation an den EU-
Außengrenzen fordert die FRA von den Mitgliedstaaten,
Transparenz im Umgang mit rechtlichen Verstößen zu schaffen.
Zu den Vorschlägen gehören die regelmäßige Offenlegung von
Vorfällen, die genauere Einbindung von Opfern in Ermittlungen
sowie der Zugriff auf GPS- und Handydaten der Grenzschützer,
um Vorwürfe fundiert nachgehen zu können.

Gesellschaftliche und politische
Implikationen

Die Ergebnisse des Berichts werfen nicht nur Fragen zur
Rechtsprechung auf, sondern stellen auch die moralische
Verantwortung der EU und ihrer Mitgliedstaaten in den
Vordergrund. Die öffentliche Diskussion über die
menschenrechtlichen Bedingungen an den Grenzen könnte
Einfluss auf zukünftige politische Entscheidungen und die
Wahrnehmung von Flüchtlingspolitik in der EU haben.

Der Bericht der FRA dient als eindringlicher Aufruf zum Handeln
und zur Überarbeitung bestehender Prozeduren, um
sicherzustellen, dass die Rechte von Migranten und Flüchtenden
sozialen und rechtlichen Schutz erhalten. Die



Herausforderungen an den Außengrenzen erfordern nicht nur
gesetzliche, sondern auch gesellschaftliche Veränderungen in
der Wahrnehmung und dem Umgang mit Schutzsuchenden.
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